
Fragen des sozialen, wiıirtschaftlichen und politischen Lebens
SsCc1 enn der Staat selbst macht CS Zur Pfliıcht? DieWahlpflicht und Gewissen

katholische Moraltheologie bejaht as, un ZW ar MIt derDas Jahr 1954 stellt viele unserer Leser wieder einmal Begründung, daß das Wahlrecht ıcht des Einzelnen
VOor C1iNEe Wahl Man iSt 1U  - schon daran gewöÖhnt, da{fß die wıllen, sondern ZU Nutzen der Allgemeinheit verliehenBischöfe VOTL jeder W.ahl den Gläubigen die Pflicht e1N-

schärfen, sich ıhr beteiligen Das Wort Pflicht be- wird daß der Einzelne der Freiheit der Ausübung
durch das Allgemeinwohl gebunden wiıirdzeichnet relig1iösen Sprachgebrauch StfenggenomMMEeEN die Nichtausübung des Wahlrechtes ine äßliche oder

CiHG Vorschrift, deren Nichterfüllung Sünde 1ST ber die C1iNC schwere Sünde 1ST, darüber sind die Ansichtenwenigsten Katholiken werden 65 sıch ZSünde anrechnen, nıcht Viele kirchliche Aufrute bedienen sıch
wenn S1ie ıcht Zur W.ahl gehen VWer würde anerkennen, Ausdrucksweise, die diese rage offen läßt, undda{(ß 65 VOLr Gott ebenso schwer Jl  9 WeNn MNan der Wahl- sprechen VOonNn „ernsten Gewissenspflicht Aus
urne ternbleibt, W 16 WE INa der Sonntagsmesse tern- Abwägung des Fuür und Wıder kommt Cranny derbleibt? Wer würde sıch eingestehen, daß e1NeE leichtfertige Ansıcht daß die Niıchtausübung des Wahlrechtes dannStimmabgabe schwer oder ga noch eiNne Todsünde IST; wenn s sıch e1iNe schwerwiegendeschwerer als eine eheliche Leichtfertigkeit? Wer beichtet
eLtwa Wahlsünden? Entscheidung handelt oder wWwWenn jemand grundsätzlich

iıcht wählt un auf diese Weıse eiINE Pflicht gegenüberMan hat den Fiındruck daß kırchliche Wahlaufrufte, ob- dem Allgemeinwohl geradezu mıßachtet.ohl S1C nichts anderes LUN, als ein Gebot Gottes C111- Wenn die Wahlpflicht wırd werden
Ppragscn, nıiıcht gleicher Weıse be] den Gläubigen ankom- die Gläubigen CErIWAarteN, daß ihnen ZEZEIZT wird Aaus
INCN, das heißt ıcht werden W1e andere welchem Grunde denn gerade dieser Beitrag ZU Gemeıin-Gebote ıne Doktor-Dissertation on 'Titus Cranny über ohl wichtig 1sSt Die Kiırche argumen(tiert allgemei-das Thema „The moral obligation of Voting die VO  3 der
Katholischen Universität VO Amerika herausgegeben

Nnen Wählen, das heißt gzutLe oder schlechte Manner
die Spıtze des Staates stellen Wer iıcht wählt, MIi1It

wurde, ermöglıcht uns, dieser rage nachzugehen der Verantwortung für alles, W as die schlechten Man-
Cranny hat MmM1It yroßem Fleiß die Kundgebungen der 1er schlecht machen Diese Auffassung VO Charakter
Papste un Bischöfe OW 1e die Außerungen der Moral- W.ahl mMm den Kundgebungen des Lehramtes
theologen ZUuUr rage der Wahlpflicht ZUsammeNgeELrFAZEN der Kirche beherrschenden Platz ein So schreiben
Es 1St verständlich daß die Aufrute der Mehrzahl annn die schottischen Bischöfe „Unser Zıiel sollte CS SCHIMHN,sind wenn bei Wahl kirchliche oder rel  1- ZuLe, autere Männer wählen und nıcht 1Ur Parte1i-
Z105C Belange auf dem Spıiel standen Als solche werden polıtiker, die keine CISCHNC Meınung haben“ 2 Ist diese
tast ausschließlich Schule, Ehe un: Ööftentliche ıttlich- Begründung realıistisch S16 dem Wähler iıcht
keit, NUur Zanz selten andere Anliegen, W 1e die soz1ıale eiNe Entscheidung Z die er weder treften hat noch
Gerechtigkeit erwähnt Besonders deutlich der relı- überhaupt treften kann? Hat enn der Wiähler über-

Entscheidungscharakter der W.ahl den Aufrufen haupt der Regel zwıschen Männern wählen;des Papstes und der Bischöftfe gelegentlich der italıenıschen die G: persönlich für gee1gnet hält, oder weıiß CT nıcht
un: tranzösischen Nachkriegswahlen Erscheinung, die Sanz SCNAU, daß 1Ur die Namen Liste wählt, die
als Entscheidungen für oder den Kommunısmus durchaus nıcht NUur nach Gesichtspunkten des Allgemein-dargestellt wurden ber auch solchen Fällen, nNnament- wohls, sondern 1ı der Hauptsache als das Ergebnislıch solchen Ländern, VO Ausgang der Wahl keine Interessenausgleichs aufgestellt wurde? ıne Persönlich-
Auswirkung auf das relig1öse oder siıttliche Leben C1- keitswahl mildert das Z WEr vielleicht, würde aber ohl
arten WafTt, hat das kirchliche Lehramt das Wiählen ZUr be] uns ebenfalls VO  3 oben un: VvVon hinten gesteuertPflicht erklärt So sprechen etwa Kardıinal Spellman von werden. Ist ein modernes Parlament nıcht ı
„relig1öser Pflicht und „heiliger Verantwortung FErz- Sınne auch als die Versammlung der Unpersönlichkeitenbischof MceNicholas VO  3 Cincinnatiıi VO Gewı1issens- Volkes bezeichnen un: ein großer Teıl SC1NET
pflicht un die australischen Bischöfe erklären, daß die Mitglieder als Botschafter VON Gruppen oder Teılinter-
„sittliche Verantwortung sich auch aut Kommunal- essen? Ferner Hat enn der Wiähler wirklich die Mög-wahlen un Abstimmungen soz1alen Körperschaften ıchkeıit, Wert un Würdigkeit der verschiedenen Kan-
beziehe, wobei S1IC die Gewerkschaften un Unternehmer- didaten beurteilen, zumal WenNnn ihm die Kirche Sagt,
Organısatıonen ausdrücklich CiNHEH.: Grundsätzlich ergibt komme erster Linıe auf den Menschen und ıcht
sıch AZUS solchen Erklärungen, daß das Wiäaählen nıcht NUur auf die Parte1 an?

voraussichtlicher Rückwirkungen aut Kıirche und Die Moraltheologie weicht diesem Problem iıcht AuUS, 1„ber
Moral sondern als staatsbürgerliche Pflicht als pflicht- Man ann auch nıcht 5AgCN, da{( sie es restlos löst. Sıe
mäßiger Beıtrag ZU Gemeinwohl für rel1g1Öös verpflich- ortert die rage dem tür die Wahlbewerber iıcht
tend angesehen WI1Fr:  d. eben angenehmen Gesichtspunkt, W as enn der Wäiähler
Das 1SE ıcht selbstverständlich, W1e zunächst fun habe, wenn VO keinem der benannten Kan-
sC1n scheint. Das Wahlrecht IST, WI1IE Cranny Sagt, nach didaten kann, da{fß A iıh voll befriedige Das wırd
der begründeten Ansıcht eın Naturrecht, sondern „ VOIN die Regel SCIN, da na  w} sıch doch 11U!T ausnahmsweis: u  .  ber
Staate veschaffen ein konstitutionelles echt oder nach eine solche Persönlichkeit ein volles, selbständiges und
der Ansicht anderer Theologen Privileg Kann also insofern also befriedigendes Urteil bilden° In
dieses Privileg oder durch POS1IULVES Gesetz eingeraumte diesem Falle, also ı Regelfall, 1SEt das SCNNSCTIE bel
echt hinsıichtlich seiNer Ausübung ZUr Pflicht werden, wählen. Bei System der Persönlichkeitswahl könnte
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der Fall etwa so liegen, daß nur zwei Perso Zur Wahl Mittel, die seiner Macht stehen, dahin wirken, daß kein
stehen, deren beider Weltanschauung der Katholik iıcht Gesetz un keine Maßnahme 1mM Gegensatz den rund-
billigen ann. Bei der Verhältniswahl wird es se1n, daß satzen des Naturrechtes oder der Religion ergehen“ (73)jede Liste Kandıidaten enthält, denen INan ıcht das Was 1U  S die Schuld derjenigen betrifft, die die dargeleg-geforderte volle Vertrauen hat Es kommt dann daraut ten Pflichten versazumen, urteilt die Moraltheologie milde.

welche VO  3 den gegebenen Möglichkeiten nach Ab- Die Schuld hängt VO Gewissen eines jeden ab, und das
wägung aller Umstände die bessere 1St. Ihr mMuUu INa  - seine Gewiıissen 1st 1n dieser Sache 1m allgemeinen schwach eNnNt-
Stimme geben. Die Theologen sprechen 1er vorsichtiger- wiıckelt un: oft auch objektiv VOr NUur schwer Öösende
weıse allerdings meıst cht VO  e} einem „Muß“, sondern Schwierigkeiten gestellt. Gerade deshalb wırd INa  — die
sıe Es 1St 1ın diesem Falle erlaubt, wählen, VOL:- Berechtigung bischöflicher Wahlaufrufe nıcht bestreiten
ausgesetzt daß INa  $ dadurch nıcht Ärgernis oibt Bellarmın können. Ja, die Biıschöfe sınd geradezu verpflichtet, in
allerdings geht weıter un erklärt: Eın schlechter einer wichtigen Sache die Gewissen wachzurufen und,
Regent 1St iımmerhın besser als gar keiner. sSOWweIlt das bei der Unübersichtlichkeit der politischenWenn InNna  } bedenkt, dafß der VWiähler das Gefühl at, daß Verhältnisse un dem geringen Ma{ politischer Bildungeigentlich Sar ıcht 7zwıschen Personen, sondern zwischen weıtester Kreise ertforderlich ist, s1ie 1n ihrem Urteil ) auchProgrammen wählen gezwungen ist, un wenn selbst führen.
die Theologen iın einer undurchschaubaren Sıtuation
mehr VO  3 einem Dürfen als VO  - einem Sollen sprechen,
annn 1St CS ohl berechtigt, SagcCNh, die Theologie habe Fortschritte der Familienbewegung
das Problem och ıcht restlos gyelöst, und dann 1St in Osterreich
verstehen, daß viele Gläubige die Wahlpflicht ıcht Als Finanzminister Kamıtz 1m Spätherbst vorigen Jah-nehmen. Dazu tragt eın eıteres be1 Manche und-
gebungen VON Bischöfen WAarnen davor, daß 11a  3 sich VO  e}

1CS einen Entwurf einer Senkung der Einkommen-
(Lohnsteuer) vorlegte, die ur die Ledigen be-Wahlprogrammen blenden lasse. Siehaben dabei natürlich trächtliche, für die Familienerhalter aber miniımale Er-1m Auge, daß die Parteıen, katholische Wähler

gewınnen, ıhre wirklichen Ziele tarnen können. leichterungen vorsah, erreichte der Eınspruch der Oster-
eichischen Familienverbände (des Katholischen Famıilien-In Anbetracht dieser Schwierigkeiten fühlen sich viele verbandes un des Osterreichischen Familienbundes:;Gläubige von der Wahlpflicht dispensiert. Demgegenüber

betont die katholische Lehre die Gewissenspflicht poli- vgl Herder-Korrespondenz Jhg., daß die
Satze der Kinderermäßigung ın der endgültigen Fassungtischer Bildung als Folgerung Aaus der Verantwortung für
etwas verbessert wurden. Es Wr eın bescheidener Ertolg,die Wahl Sıe aßt auch den Einwand icht gelten, daß die

einzelne Stimme wenig bedeuten habe Das würde doch War das erstemal,;, daß die Öösterreichischen Fa-
milienorganisationen eliner aktuellen rage der Aat-eine Unterschätzung der Macht des oder schlechten lichen Gesetzgebung iıhr Mitspracherecht anmeldeten un:Beispieles seın. Aus diesem Grunde werden Menschen VO  $

höherem gesellschaftlichem Ansehen auch stärkerem nıcht gänzlıch übergangen wurden. Im Zusammenhang
MIt dem Steuergesetz und den Aktionen der Famıilien-Ma{fße VO  3 der Wahlpflicht betroffen.
organısatıonen erfolgten famılienfreundliche Erklärun-ıne besondere Betrachtung wıdmet Cranny der Wahl-

pflicht ın totalıtären Staaten. Es 1St selbstverständlich, SCn der Parteienvertreter, insbesondere der OVP, die die
Durchführung eines Familienlastenausgleiches für Früh-daß die Beteiligung an einer Wahl grundsätzlich nıcht jahr 1954 ankündigte. Auch die Presse widmete demerlaubt 1St, wenn darın die Anerkennung eines rechts-

widrigen oder tyrannıschen Regierungssystems läge. ine Thema „Familie“ breiteren Raum.
solche Teilnahme mu{l aber nach den Gesichtspunkten Familienfreundlichere Atmosphärebeurteilt werden, die tür die tatsächliche Beihilfe einem
Unrecht gelten. ıne solche ann Z Vermeidung schwe- In dieser. günstiger sewordenen Sıtuation fanden 1n den
fTen Schadens, und ZWar sowochl eines persönlichen w ıe ersten onaten 1954 Z7wel familienpolitische Tagungen
eines allgemeinen, gerechtfertigt se1in, solange S1ie ıcht sSta  ‘9 und 17 Januar eine Tagung des Katholi-
einer Verleugnung des Glaubens yleichzuachten ist. : schen Famılienverbandes und VO bis März eine Ta-

Zung des Institutes für Sozialpolitik un SozialreformIm Sanzch zeigt die Studie Crannys, daß die Moral-
theologie ZUFr rage der Pflicht des Wäöählens Z Wr e1n- (Leiter Unıiv.-Professor August Marıa Knoll) und des
mütig und entschieden Stellung nımmt, in iıhren Gründen Osterreichischen Familienbundes. Bei Tagungen dieser
aber nıcht durchweg überzeugt. Sie hält sich schr Art handelt fa sıch naturgemäß NUur ZU geringen eıl
das zußere Erscheinungsbild der ormalen Demokratie u die Gewinnung Cu Erkenntnisse und Argu-
un überfordert das Gewı1ssen, wenn s$1e ıhm die Verant- mente, da diese VO  3 den Pionieren der Bewegung bereits

entwickelt worden sın  d: sondern eue Impulse für dieWOrftung für die gewählten Personen autbürdet. Der Satz:
„Der ürger 1St verantwortlich für das Urteil über Cha- Bewegung, die Beeinflussung der Ööftentlichen Meinung
rakter und Betähigung se1nes gewählten Vertreters“ (116), un der gesetzgebenden Körperschaften, die Ofrmu-
1St unhaltbar. agegen kommt ein anderer Gedanke, der lierung propagandistisch wirksamer Parolen un darüber
für die Wıiırklichkeit der Demokratie sehr wichtig ist; NUur hinausgehend eventuell die Ausarbeitung konkreter
schwach heraus. Er wird 1n den Dokumenten, die Cranny Vorschläge. Diese Ziele konnten voll erreicht werden. In
ZUsamMMeENgeEILragen hat, NUr einmal erwähnt. Dıie austra- der Gesamtheıit der Reterate geben die beiden Tagungen
lischen Bischöte schreiben: yr  16 Pflicht des Christen be- ein gutes Bıld, welche Argumente heute 1NSs Treften ZC-
Sinnt un endet nıcht MIt dem Wahltag. Der Zzute Bürger tührt werden können, in die Familienfeindlichkeit
wiırd immertort darüber wachen, 1in seinem Namen (und Borniertheit) der Öftentlichen Meinung eine BrescheWIr  d,; und Zuhilfenahme al!er rechtlichen schlagen.
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